
IfSG Infektionsschutzgesetz [Verkündungsblatt

ausgewertet bis

19.03.2020]

: § 56: Text gilt seit

01.03.2020

Bund

§ 56 Entschädigung

(1) 1Wer auf Grund dieses Gesetzes als Ausscheider, Ansteckungsverdächtiger, Krankheitsver-

dächtiger oder als sonstiger Träger von Krankheitserregern im Sinne von § 31 Satz 2 Verboten

in der Ausübung seiner bisherigen Erwerbstätigkeit unterliegt oder unterworfen wird und da-

durch einen Verdienstausfall erleidet, erhält eine Entschädigung in Geld. 2Das Gleiche gilt für

Personen, die als Ausscheider oder Ansteckungsverdächtige abgesondert wurden oder werden,

bei Ausscheidern jedoch nur, wenn sie andere Schutzmaßnahmen nicht befolgen können. 3Eine

Entschädigung nach den Sätzen 1 und 2 erhält nicht, wer durch Inanspruchnahme einer Schutz-

impfung oder anderen Maßnahme der spezifischen Prophylaxe, die gesetzlich vorgeschrieben ist

oder im Bereich des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Betroffenen öffentlich empfohlen wurde,

ein Verbot in der Ausübung seiner bisherigen Tätigkeit oder eine Absonderung hätte vermeiden

können.

(2) 1Die Entschädigung bemisst sich nach dem Verdienstausfall. 2Für die ersten sechs Wochen

wird sie in Höhe des Verdienstausfalls gewährt. 3Vom Beginn der siebenten Woche an wird sie in

Höhe des Krankengeldes nach § 47 Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gewährt, so-

weit der Verdienstausfall die für die gesetzliche Krankenversicherungspflicht maßgebende Jah-

resarbeitsentgeltgrenze nicht übersteigt.

(3) 1Als Verdienstausfall gilt das Arbeitsentgelt (§ 14 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch),

das dem Arbeitnehmer bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit nach Abzug der

Steuern und der Beiträge zur Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung oder entsprechenden

Aufwendungen zur sozialen Sicherung in angemessenem Umfang zusteht (Netto-

Arbeitsentgelt). 2Der Betrag erhöht sich um das Kurzarbeitergeld und um das Zuschuss-

Wintergeld, auf das der Arbeitnehmer Anspruch hätte, wenn er nicht aus den in Absatz 1 ge-

nannten Gründen an der Arbeitsleistung verhindert wäre. 3Verbleibt dem Arbeitnehmer nach

Einstellung der verbotenen Tätigkeit oder bei Absonderung ein Teil des bisherigen Arbeitsent-

gelts, so gilt als Verdienstausfall der Unterschiedsbetrag zwischen dem in Satz 1 genannten

Netto-Arbeitsentgelt und dem in dem auf die Einstellung der verbotenen Tätigkeit oder der Ab-

sonderung folgenden Kalendermonat erzielten Netto-Arbeitsentgelt aus dem bisherigen Arbeits-

verhältnis. 4Die Sätze 1 und 3 gelten für die Berechnung des Verdienstausfalls bei den in Heim-

arbeit Beschäftigten und bei Selbständigen entsprechend mit der Maßgabe, dass bei den in

Heimarbeit Beschäftigten das im Durchschnitt des letzten Jahres vor Einstellung der verbotenen

Tätigkeit oder vor der Absonderung verdiente monatliche Arbeitsentgelt und bei Selbständigen

ein Zwölftel des Arbeitseinkommens (§ 15 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) aus der ent-

schädigungspflichtigen Tätigkeit zugrunde zu legen ist.

(4) 1Bei einer Existenzgefährdung können den Entschädigungsberechtigten die während der

Verdienstausfallzeiten entstehenden Mehraufwendungen auf Antrag in angemessenem Umfang

von der zuständigen Behörde erstattet werden. 2Selbständige, deren Betrieb oder Praxis wäh-

rend der Dauer einer Maßnahme nach Absatz 1 ruht, erhalten neben der Entschädigung nach

den Absätzen 2 und 3 auf Antrag von der zuständigen Behörde Ersatz der in dieser Zeit weiter-

laufenden nicht gedeckten Betriebsausgaben in angemessenem Umfang.

(5) 1Bei Arbeitnehmern hat der Arbeitgeber für die Dauer des Arbeitsverhältnisses, längstens

für sechs Wochen, die Entschädigung für die zuständige Behörde auszuzahlen. 2Die ausgezahl-

ten Beträge werden dem Arbeitgeber auf Antrag von der zuständigen Behörde erstattet. 3Im
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Übrigen wird die Entschädigung von der zuständigen Behörde auf Antrag gewährt.

(6) 1Bei Arbeitnehmern richtet sich die Fälligkeit der Entschädigungsleistungen nach der Fällig-

keit des aus der bisherigen Tätigkeit erzielten Arbeitsentgelts. 2Bei sonstigen Entschädigungsbe-

rechtigten ist die Entschädigung jeweils zum Ersten eines Monats für den abgelaufenen Monat

zu gewähren.

(7) 1Wird der Entschädigungsberechtigte arbeitsunfähig, so bleibt der Entschädigungsanspruch

in Höhe des Betrages, der bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit an den Berechtigten auszuzahlen

war, bestehen. 2Ansprüche, die Berechtigten nach Absatz 1 Satz 2 wegen des durch die Arbeits-

unfähigkeit bedingten Verdienstausfalls auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften oder eines

privaten Versicherungsverhältnisses zustehen, gehen insoweit auf das entschädigungspflichtige

Land über.

(8) 1Auf die Entschädigung sind anzurechnen

Zuschüsse des Arbeitgebers, soweit sie zusammen mit der Entschädigung den tatsächlichen

Verdienstausfall übersteigen,

das Netto-Arbeitsentgelt und das Arbeitseinkommen nach Absatz 3 aus einer Tätigkeit, die

als Ersatz der verbotenen Tätigkeit ausgeübt wird, soweit es zusammen mit der Entschädi-

gung den tatsächlichen Verdienstausfall übersteigt,

der Wert desjenigen, das der Entschädigungsberechtigte durch Ausübung einer anderen als

der verbotenen Tätigkeit zu erwerben böswillig unterlässt, soweit es zusammen mit der

Entschädigung den tatsächlichen Verdienstausfall übersteigt,

das Arbeitslosengeld in der Höhe, in der diese Leistung dem Entschädigungsberechtigten

ohne Anwendung der Vorschriften über das Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld bei

Sperrzeit nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch sowie des § 66 des Ersten Buches Sozi-

algesetzbuch in der jeweils geltenden Fassung hätten gewährt werden müssen.

2Liegen die Voraussetzungen für eine Anrechnung sowohl nach Nummer 3 als auch nach Num-

mer 4 vor, so ist der höhere Betrag anzurechnen.

(9) Der Anspruch auf Entschädigung geht insoweit, als dem Entschädigungsberechtigten Ar-

beitslosengeld oder Kurzarbeitergeld für die gleiche Zeit zu gewähren ist, auf die Bundesagentur

für Arbeit über.

(10) Ein auf anderen gesetzlichen Vorschriften beruhender Anspruch auf Ersatz des Verdienst-

ausfalls, der dem Entschädigungsberechtigten durch das Verbot der Ausübung seiner Erwerbstä-

tigkeit oder durch die Absonderung erwachsen ist, geht insoweit auf das zur Gewährung der

Entschädigung verpflichtete Land über, als dieses dem Entschädigungsberechtigten nach diesem

Gesetz Leistungen zu gewähren hat.

(11) 1Die Anträge nach Absatz 5 sind innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Einstellung

der verbotenen Tätigkeit oder dem Ende der Absonderung bei der zuständigen Behörde zu stel-

len. 2Dem Antrag ist von Arbeitnehmern eine Bescheinigung des Arbeitgebers und von den in

Heimarbeit Beschäftigten eine Bescheinigung des Auftraggebers über die Höhe des in dem nach

Absatz 3 für sie maßgeblichen Zeitraum verdienten Arbeitsentgelts und der gesetzlichen Abzü-

ge, von Selbständigen eine Bescheinigung des Finanzamtes über die Höhe des letzten beim Fi-

nanzamt nachgewiesenen Arbeitseinkommens beizufügen. 3Ist ein solches Arbeitseinkommen

noch nicht nachgewiesen oder ist ein Unterschiedsbetrag nach Absatz 3 zu errechnen, so kann

die zuständige Behörde die Vorlage anderer oder weiterer Nachweise verlangen.

(12) Die zuständige Behörde hat auf Antrag dem Arbeitgeber einen Vorschuss in der voraus-

sichtlichen Höhe des Erstattungsbetrages, den in Heimarbeit Beschäftigten und Selbständigen in

der voraussichtlichen Höhe der Entschädigung zu gewähren.

§ 56 Abs. 8 Satz 1 Nr. 4 sowie Abs. 9 Sätze 1 und 2 geänd. mWv 1.1.2004 durch G v.

1.

2.

3.

4.
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23.12.2003 (BGBl. I S. 2848); Abs. 8 Satz 1 Nr. 4 geänd. sowie Abs. 9 Satz 2 aufgeh.,
bish. Satz 1 wird alleiniger Wortlaut und geänd. mWv 1.1.2005 durch G v. 24.12.2003
(BGBl.  I  S.  2954); Abs. 3 Satz 2 sowie Abs.  9 geänd. mWv 1.1.2007 durch G v.
24.4.2006 (BGBl. I S. 926); Abs. 1 Satz 3 angef. mWv 1.3.2020 durch G v. 10.2.2020
(BGBl. I S. 148).

§ 56: Text gilt seit 01.03.2020

§ 57 Verhältnis zur Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung

(1) 1Für Personen, denen eine Entschädigung nach § 56 Abs. 1 zu gewähren ist, besteht eine

Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung fort. 2Bemessungsgrundlage für Bei-

träge sind

bei einer Entschädigung nach § 56 Abs. 2 Satz 2 das Arbeitsentgelt, das der Verdienstaus-

fallentschädigung nach § 56 Abs. 3 vor Abzug von Steuern und Beitragsanteilen zur Sozial-

versicherung oder entsprechender Aufwendungen zur sozialen Sicherung zugrunde liegt,

bei einer Entschädigung nach § 56 Abs. 2 Satz 3 80 vom Hundert des dieser Entschädigung

zugrunde liegenden Arbeitsentgelts oder Arbeitseinkommens.

3Das entschädigungspflichtige Land trägt die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung al-

lein. 4Zahlt der Arbeitgeber für die zuständige Behörde die Entschädigung aus, gelten die Sätze

2 und 3 entsprechend; die zuständige Behörde hat ihm auf Antrag die entrichteten Beiträge zu

erstatten.

(2) 1Für Personen, denen nach § 56 Abs. 1 Satz 2 eine Entschädigung zu gewähren ist, besteht

eine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und in der sozialen Pflegeversicherung so-

wie nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch fort. 2Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(3) 1In der gesetzlichen Unfallversicherung wird, wenn es für den Berechtigten günstiger ist,

der Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes für Zeiten, in denen dem Verletzten im Jahr vor

dem Arbeitsunfall eine Entschädigung nach § 56 Abs. 1 zu gewähren war, das Arbeitsentgelt

oder Arbeitseinkommen zugrunde gelegt, das seinem durchschnittlichen Arbeitsentgelt oder Ar-

beitseinkommen in den mit Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen belegten Zeiten dieses Zeit-

raums entspricht. 2 § 82 Abs. 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 3Die

durch die Anwendung des Satzes 1 entstehenden Mehraufwendungen werden den Versiche-

rungsträgern von der zuständigen Behörde erstattet.

(4) In der Krankenversicherung werden die Leistungen nach dem Arbeitsentgelt berechnet, das

vor Beginn des Anspruchs auf Entschädigung gezahlt worden ist.

(5) Zeiten, in denen nach Absatz 1 eine Versicherungspflicht nach dem Dritten Buch Sozialge-

setzbuch fortbesteht, bleiben bei der Feststellung des Bemessungszeitraums für einen Anspruch

auf Arbeitslosengeld nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch außer Betracht.

§ 57: Text gilt seit 01.01.2001

§ 58 Aufwendungserstattung

1Entschädigungsberechtigte im Sinne des § 56 Abs. 1, die der Pflichtversicherung in der gesetzli-

chen Kranken-, Renten- sowie der sozialen Pflegeversicherung nicht unterliegen, haben gegen-

über der zuständigen Behörde einen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen für soziale Si-

cherung in angemessenem Umfang. 2In den Fällen, in denen sie Netto-Arbeitsentgelt und Ar-

beitseinkommen aus einer Tätigkeit beziehen, die als Ersatz der verbotenen Tätigkeit ausgeübt

wird, mindert sich der Anspruch nach Satz 1 in dem Verhältnis dieses Einkommens zur unge-

1.

2.
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kürzten Entschädigung.

§ 58: Text gilt seit 01.01.2001

§ 59 Sondervorschrift für Ausscheider

Ausscheider, die Anspruch auf eine Entschädigung nach § 56 haben, gelten als körperlich Behin-

derte im Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch.

§ 59: Text gilt seit 01.01.2001

§ 60 Versorgung bei Impfschaden und bei Gesundheitsschäden durch andere Maß-

nahmen der spezifischen Prophylaxe

(1) 1Wer durch eine Schutzimpfung oder durch eine andere Maßnahme der spezifischen Prophy-

laxe, die

von einer zuständigen Landesbehörde öffentlich empfohlen und in ihrem Bereich vorgenom-

men wurde,

auf Grund dieses Gesetzes angeordnet wurde,

gesetzlich vorgeschrieben war oder

auf Grund der Verordnungen zur Ausführung der Internationalen Gesundheitsvorschriften

durchgeführt worden ist,

eine gesundheitliche Schädigung erlitten hat, erhält nach der Schutzimpfung wegen des Impf-

schadens im Sinne des § 2 Nr. 11 oder in dessen entsprechender Anwendung bei einer anderen

Maßnahme wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schädigung auf Antrag

Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes, so-

weit dieses Gesetz nichts Abweichendes bestimmt. 2Satz 1 Nr. 4 gilt nur für Personen, die zum

Zwecke der Wiedereinreise in den Geltungsbereich dieses Gesetzes geimpft wurden und die ih-

ren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Gebiet haben oder nur vorübergehend aus

beruflichen Gründen oder zum Zwecke der Ausbildung aufgegeben haben, sowie deren Angehöri-

ge, die mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben. 3Als Angehörige gelten die in § 10 des Fünf-

ten Buches Sozialgesetzbuch genannten Personen.

(2) 1Versorgung im Sinne des Absatzes 1 erhält auch, wer als Deutscher außerhalb des Gel-

tungsbereichs dieses Gesetzes einen Impfschaden durch eine Impfung erlitten hat, zu der er auf

Grund des Impfgesetzes vom 8. April 1874 in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-

nummer 2126-5, veröffentlichten bereinigten Fassung, bei einem Aufenthalt im Geltungsbereich

dieses Gesetzes verpflichtet gewesen wäre. 2Die Versorgung wird nur gewährt, wenn der Ge-

schädigte

nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes geimpft werden konnte,

von einem Arzt geimpft worden ist und

zur Zeit der Impfung in häuslicher Gemeinschaft mit einem Elternteil oder einem Sorgebe-

rechtigten gelebt hat, der sich zur Zeit der Impfung aus beruflichen Gründen oder zur Aus-

bildung nicht nur vorübergehend außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes aufgehal-

ten hat.

(3) 1Versorgung im Sinne des Absatzes 1 erhält auch, wer außerhalb des Geltungsbereichs die-

ses Gesetzes einen Impfschaden erlitten hat infolge einer Pockenimpfung auf Grund des Impfge-

setzes oder infolge einer Pockenimpfung, die in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenen-

gesetzes bezeichneten Gebieten, in der Deutschen Demokratischen Republik oder in Berlin (Ost)

[1]
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gesetzlich vorgeschrieben oder auf Grund eines Gesetzes angeordnet worden ist oder war, soweit

nicht auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften Entschädigung gewährt wird. 2Ansprüche nach

Satz 1 kann nur geltend machen, wer

als Deutscher bis zum 8. Mai 1945,

als Berechtigter nach den §§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenengesetzes oder des § 1 des

Flüchtlingshilfegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Mai 1971 (BGBl. I S.

681), das zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014) geän-

dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

als Ehegatte oder Abkömmling eines Spätaussiedlers im Sinne des § 7 Abs. 2 des Bundes-

vertriebenengesetzes oder

im Wege der Familienzusammenführung gemäß § 94 des Bundesvertriebenengesetzes in der

vor dem 1. Januar 1993 geltenden Fassung

seinen ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes genommen hat oder nimmt.

(4) 1Die Hinterbliebenen eines Geschädigten im Sinne der Absätze 1 bis 3 erhalten auf Antrag

Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes.
2Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft erhalten Leistungen in entsprechender Anwendung

der §§ 40, 40a und 41 des Bundesversorgungsgesetzes, sofern ein Partner an den Schädigungs-

folgen verstorben ist und der andere unter Verzicht auf eine Erwerbstätigkeit die Betreuung ei-

nes gemeinschaftlichen Kindes ausübt; dieser Anspruch ist auf die ersten drei Lebensjahre des

Kindes beschränkt. 3Satz 2 gilt entsprechend, wenn ein Partner in der Zeit zwischen dem 1. No-

vember 1994 und dem 23. Juni 2006 an den Schädigungsfolgen verstorben ist.

(5) 1Als Impfschaden im Sinne des § 2 Nr. 11 gelten auch die Folgen einer gesundheitlichen

Schädigung, die durch einen Unfall unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Buchstabe e oder

f oder des § 8a des Bundesversorgungsgesetzes herbeigeführt worden sind. 2Einem Impfscha-

den im Sinne des Satzes 1 steht die Beschädigung eines am Körper getragenen Hilfsmittels, ei-

ner Brille, von Kontaktlinsen oder von Zahnersatz infolge eines Impfschadens im Sinne des Ab-

satzes 1 oder eines Unfalls im Sinne des Satzes 1 gleich.

(6) Im Rahmen der Versorgung nach Absatz 1 bis 5 finden die Vorschriften des zweiten Kapitels

des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch über den Schutz der Sozialdaten Anwendung.

§ 60 Abs. 4 Sätze 2 und 3 angef., bish. Wortlaut wird Satz 1 mWv 23.6.2006 durch G
v. 19.6.2006 (BGBl. I S. 1305).

§ 60: Text gilt vom 23.06.2006 bis 31.12.2023

§ 61 Gesundheitsschadensanerkennung

1Zur Anerkennung eines Gesundheitsschadens als Folge einer Schädigung im Sinne des § 60

Abs. 1 Satz 1 genügt die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zusammenhangs. 2Wenn diese

Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, weil über die Ursache des festgestellten Lei-

dens in der medizinischen Wissenschaft Ungewissheit besteht, kann mit Zustimmung der für die

Kriegsopferversorgung zuständigen obersten Landesbehörde der Gesundheitsschaden als Folge

einer Schädigung im Sinne des § 60 Abs. 1 Satz 1 anerkannt werden. 3Die Zustimmung kann

allgemein erteilt werden.

§ 61 Satz 4 aufgeh. mWv 21.12.2007 durch G v. 13.12.2007 (BGBl. I S. 2904).

§ 61: Text gilt vom 21.12.2007 bis 31.12.2023

1.

2.

3.

4.
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§ 62 Heilbehandlung

Dem Geschädigten im Sinne von § 60 Abs. 1 bis 3 sind im Rahmen der Heilbehandlung auch

heilpädagogische Behandlung, heilgymnastische und bewegungstherapeutische Übungen zu ge-

währen, wenn diese bei der Heilbehandlung notwendig sind.

§ 62: Text gilt vom 01.01.2001 bis 31.12.2023

§ 63 Konkurrenz von Ansprüchen, Anwendung der Vorschriften nach dem Bundes-

versorgungsgesetz, Übergangsregelungen zum Erstattungsverfahren an die Kranken-

kassen

(1) Treffen Ansprüche aus § 60 mit Ansprüchen aus § 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder

aus anderen Gesetzen zusammen, die eine entsprechende Anwendung des Bundesversorgungs-

gesetzes vorsehen, ist unter Berücksichtigung des durch die gesamten Schädigungsfolgen be-

dingten Grades der Schädigungsfolgen eine einheitliche Rente festzusetzen.

(2) Trifft ein Versorgungsanspruch nach § 60 mit einem Schadensersatzanspruch auf Grund

fahrlässiger Amtspflichtverletzung zusammen, so wird der Anspruch nach § 839 Abs. 1 des Bür-

gerlichen Gesetzbuchs nicht dadurch ausgeschlossen, dass die Voraussetzungen des § 60 vorlie-

gen.

(3) Bei Impfschäden gilt § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch nicht.

(4) § 81a des Bundesversorgungsgesetzes findet mit der Maßgabe Anwendung, dass der gegen

Dritte bestehende gesetzliche Schadensersatzanspruch auf das zur Gewährung der Leistungen

nach diesem Gesetz verpflichtete Land übergeht.

(5) 1Die §§ 64 bis 64d, 64f und 89 des Bundesversorgungsgesetzes sind entsprechend anzu-

wenden mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Zustimmung des Bundesministeriums für Arbeit

und Soziales die Zustimmung der für die Kriegsopferversorgung zuständigen obersten Landesbe-

hörde tritt. 2Die Zustimmung ist bei entsprechender Anwendung des § 89 Abs. 2 des Bundesver-

sorgungsgesetzes im Einvernehmen mit der obersten Landesgesundheitsbehörde zu erteilen.

(6) § 20 des Bundesversorgungsgesetzes ist mit den Maßgaben anzuwenden, dass an die Stelle

der in Absatz 1 Satz 3 genannten Zahl die Zahl der rentenberechtigten Beschädigten und Hinter-

bliebenen nach diesem Gesetz im Vergleich zur Zahl des Vorjahres tritt, dass in Absatz 1 Satz 4

an die Stelle der dort genannten Ausgaben der Krankenkassen je Mitglied und Rentner ein-

schließlich Familienangehörige die bundesweiten Ausgaben je Mitglied treten, dass Absatz 2 Satz

1 für die oberste Landesbehörde, die für die Kriegsopferversorgung zuständig ist, oder für die

von ihr bestimmte Stelle gilt und dass in Absatz 3 an die Stelle der in Satz 1 genannten Zahl die

Zahl 1,3 tritt und die Sätze 2 bis 4 nicht gelten.

(7) Am 1. Januar 1998 noch nicht gezahlte Erstattungen von Aufwendungen für Leistungen, die

von den Krankenkassen vor dem 1. Januar 1998 erbracht worden sind, werden nach den bis da-

hin geltenden Erstattungsregelungen abgerechnet.

(8) Für das Jahr 1998 wird der Pauschalbetrag nach § 20 des Bundesversorgungsgesetzes wie

folgt ermittelt: Aus der Summe der Erstattungen des Landes an die Krankenkassen nach diesem

Gesetz in den Jahren 1995 bis 1997, abzüglich der Erstattungen für Leistungen bei Pflegebedürf-

tigkeit nach § 11 Abs. 4 und § 12 Abs. 5 des Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum 31.

März 1995 geltenden Fassung und abzüglich der Erstattungen nach § 19 Abs. 4 des Bundesver-

sorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1993 geltenden Fassung, wird der Jahresdurch-

schnitt ermittelt.

[1]
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§ 63 Abs. 5 Satz 1 geänd. mWv 28.11.2003 durch VO v. 25.11.2003 (BGBl. I S. 2304);
Abs. 5 Satz 1 geänd. mWv 8.11.2006 durch VO v. 31.10.2006 (BGBl. I S. 2407); Abs.
1 neu gef., Abs. 5 Satz 1 geänd. mWv 21.12.2007 durch G v. 13.12.2007 (BGBl. I S.
2904); Abs. 6 geänd. mWv 1.7.2011 durch G v. 20.6.2011 (BGBl. I S. 1114).

§ 63: Text gilt vom 01.07.2011 bis 31.12.2023

§ 64 Zuständige Behörde für die Versorgung

(1) 1Die Versorgung nach den §§ 60 bis 63 Abs. 1 wird von den für die Durchführung des Bun-

desversorgungsgesetzes zuständigen Behörden durchgeführt. 2Die örtliche Zuständigkeit der Be-

hörden bestimmt die Regierung des Landes, das die Versorgung zu gewähren hat (§ 66 Abs. 2),

durch Rechtsverordnung. 3Die Landesregierung ist befugt, die Ermächtigung durch Rechtsver-

ordnung auf eine andere Stelle zu übertragen.

(2) Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung in der Fassung der

Bekanntmachung vom 6. Mai 1976 (BGBl. I S. 1169), zuletzt geändert durch das Gesetz vom

18. August 1980 (BGBl. I S. 1469), mit Ausnahme der §§ 3 und 4, die Vorschriften des ersten

und dritten Kapitels des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch sowie die Vorschriften des Sozialge-

richtsgesetzes über das Vorverfahren sind anzuwenden.

(3) Absatz 2 gilt nicht, soweit die Versorgung in der Gewährung von Leistungen besteht, die

den Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 27j des Bundesversorgungsgesetzes

entsprechen.

§ 64: Text gilt vom 01.01.2001 bis 31.12.2023

§ 65 Entschädigung bei behördlichen Maßnahmen

(1) 1Soweit auf Grund einer Maßnahme nach den §§ 16 und 17 Gegenstände vernichtet, be-

schädigt oder in sonstiger Weise in ihrem Wert gemindert werden oder ein anderer nicht nur un-

wesentlicher Vermögensnachteil verursacht wird, ist eine Entschädigung in Geld zu leisten; eine

Entschädigung erhält jedoch nicht derjenige, dessen Gegenstände mit Krankheitserregern oder

mit Gesundheitsschädlingen als vermutlichen Überträgern solcher Krankheitserreger behaftet

oder dessen verdächtig sind. 2 § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend anzuwen-

den.

(2) 1Die Höhe der Entschädigung nach Absatz 1 bemisst sich im Falle der Vernichtung eines Ge-

genstandes nach dessen gemeinem Wert, im Falle der Beschädigung oder sonstigen Wertminde-

rung nach der Minderung des gemeinen Wertes. 2Kann die Wertminderung behoben werden, so

bemisst sich die Entschädigung nach den hierfür erforderlichen Aufwendungen. 3Die Entschädi-

gung darf den gemeinen Wert nicht übersteigen, den der Gegenstand ohne die Beschädigung

oder Wertminderung gehabt hätte. 4Bei Bestimmung des gemeinen Wertes sind der Zustand und

alle sonstigen den Wert des Gegenstandes bestimmenden Umstände in dem Zeitpunkt maßgeb-

lich, in dem die Maßnahme getroffen wurde. 5Die Entschädigung für andere nicht nur unwesent-

liche Vermögensnachteile darf den Betroffenen nicht besser stellen, als er ohne die Maßnahme

gestellt sein würde. 6Auf Grund der Maßnahme notwendige Aufwendungen sind zu erstatten.

§ 65: Text gilt seit 01.01.2001

§ 66 Zahlungsverpflichteter

[1]
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(1) 1Verpflichtet zur Zahlung der Entschädigung nach § 56 ist das Land, in dem das Verbot er-

lassen worden ist, in den Fällen des § 34 Abs. 1 bis 3 und des § 42 das Land, in dem die verbo-

tene Tätigkeit ausgeübt worden ist. 2Verpflichtet zur Zahlung der Entschädigung nach § 65 ist

das Land, in dem der Schaden verursacht worden ist.

(2) Versorgung wegen eines Impfschadens nach den §§ 60 bis 63 ist zu gewähren

in den Fällen des § 60 Abs. 1 von dem Land, in dem der Schaden verursacht worden ist,

in den Fällen des § 60 Abs. 2

von dem Land, in dem der Geschädigte bei Eintritt des Impfschadens im Geltungsbe-

reich dieses Gesetzes seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat,

wenn bei Eintritt des Schadens ein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Geltungs-

bereich dieses Gesetzes nicht vorhanden ist, von dem Land, in dem der Geschädigte zu-

letzt seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat oder

bei minderjährigen Geschädigten, wenn die Wohnsitzvoraussetzungen der Buchstaben a

oder b nicht gegeben sind, von dem Land, in dem der Elternteil oder Sorgeberechtigte

des Geschädigten, mit dem der Geschädigte in häuslicher Gemeinschaft lebt, seinen

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat oder,

falls ein solcher Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt nicht gegeben ist, zuletzt seinen

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat,

in den Fällen des § 60 Abs. 3 von dem Land, in dem der Geschädigte seinen Wohnsitz oder

gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat oder erstmalig nimmt. Die

Zuständigkeit für bereits anerkannte Fälle bleibt unberührt.

(3) In den Fällen des § 63 Abs. 1 sind die Kosten, die durch das Hinzutreten der weiteren Schä-

digung verursacht werden, von dem Leistungsträger zu übernehmen, der für die Versorgung we-

gen der weiteren Schädigung zuständig ist.

§ 66: Text gilt vom 01.01.2001 bis 31.12.2023

§ 67 Pfändung

(1) Die nach § 56 Abs. 2 Satz 2 und 3 zu zahlenden Entschädigungen können nach den für das

Arbeitseinkommen geltenden Vorschriften der Zivilprozessordnung gepfändet werden.

(2) Übertragung, Verpfändung und Pfändung der Ansprüche nach den §§ 60, 62 und 63 Abs. 1

richten sich nach den Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes.

§ 67: Text gilt vom 01.01.2001 bis 31.12.2023

§ 68 Rechtsweg

(1) Für Streitigkeiten über Entschädigungsansprüche nach den §§ 56 und 65 und für Streitig-

keiten über Erstattungsansprüche nach § 56 Abs. 4 Satz 2, § 57 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3

sowie § 58 Satz 1 ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.

(2) 1Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten der §§ 60 bis 63 Abs. 1 ist der

Rechtsweg vor den Sozialgerichten gegeben. 2Soweit das Sozialgerichtsgesetz besondere Vor-

schriften für die Kriegsopferversorgung enthält, gelten diese auch für Streitigkeiten nach Satz 1.

(3) 1Absatz 2 gilt nicht, soweit Versorgung entsprechend den Vorschriften der Kriegsopferfür-

sorge nach den §§ 25 bis 27j des Bundesversorgungsgesetzes gewährt wird. 2Insoweit ist der

Rechtsweg vor den Verwaltungsgerichten gegeben.

1.

2.

a)

b)

c)

3.
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§ 68: Text gilt vom 01.01.2001 bis 31.12.2023
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